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1. Änderung des Bebauungsplans "Südliche Bahnhofstraße" 

Bezug: E-Mail Büro für Städtebau GmbH Chemnitz vom 19.12.2024 
Planzeichnung; 11/2024 
Textliche Festsetzung; 11/2024 
Begründung; 11/2024 
Beschlussauszug; 18.12.2024 zum Verpflichtungsbeschluss FNP-Änderung 
Beschlussauszug; 13.11.2024 zur Aufstellung Bebauungsplan 

Stellungnahme Landratsamt Vogtlandkreis gern. § 4 Abs. 1 BauGB 

I. Veranlassung 

Der Stadtrat der Stadt Bad Elster hat am 13.11 .2024 den Aufstellungsbeschluss gefasst, den rechts­
kräftigen Bebauungsplan "Südliche Bahnhofstraße" für eine Teilfläche des Plangebietes zu ändern. 
Ziel der 1. Änderung ist die Errichtung eines Hotels im Kurpark. Der Hotelneubau soll dabei mit einer 
Brücke über die Weiße Elster mit der Soletherme des bestehenden Hotels König verbunden wer­
den. Ein weiteres Planungsziel besteht in der Notwendigkeit, das bestehende Hotel "König Albert" 
sowie die Soletherme einschließlich Saunawelt planungsrechtlich zu sichern. 

Das Landratsamt Vogtlandkreis wird vom beauftragen Büro für Städtebau frühzeitig am PIanverfah­
ren beteiligt und gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch zur Stellungnahme aufgefordert. 
Auf Grund der Planungshoheit der Städte und Gemeinden ergeht die Stellungnahme der Landkreis­
verwaltung direkt an die Stadt Bad Elster, das Planungsbüro wird in Kenntnis gesetzt. 

11. Gesamteinschätzung 

Das Landratsamt Vogtlandkreis hat im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung die vorgelegten PIanun­
terlagen geprüft und festgestellt , dass die fachtechnischen Forderungen und Hinweise unter Punkt 
111. zwingend beachtet und in die Planung integriert werden müssen. Andernfalls besteht die Gefahr, 
dass die Regelbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB nicht zu einem fachgerechten und qualitativ 
hochwertigen Planungsergebnis führt. Es ist unerlässlich, dass diese Aspekte ernst genommen wer­
den, um die Integrität des gesamten Planungsverfahrens nicht zu gefährden. 

Anträge und Schriftsätze, fü r die durch Rechtsvorschrift Schriftform 
angeordnet ist, können in elektronischer Form mit einer qualifizierten 
elektron ischen Signatur rechlswi rksam unter der E-Maf1-Adresse 
landratsamt@vogUandkreisde eingereicht werden . Bitte geben Sie 
in diesem Fall unbedingt ihre postalische Anschrift mit an 

Öffnungszeiten: 
Mo, Fr 9.00-12.00 Uhr nach Terminvereinbarung 
Oi 9.00 Uhr-12.00 Uhr und 13-17.00 Uhr 
Mi geschlossen 
00 9.00 Uhr-1 2.00 Uhr und 13-1800 Uhr 
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11. Einzelbewertung 

Die Fachbereiche Denkmalschutz, Abfallwirtschaft, Brand- und Katastrophenschutz und Kataster 
wurden am Planverfahren beteiligt. Der Planänderung stehen seitens dieser Fachbereiche keine Be­
lange entgegen, Forderungen und Hinweise wurden nicht vorgebracht. 

Bauplanung 

Nach § 8 Absatz 2 Satz 1 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi­
ckeln. 

Mit dem Begriff des Entwickelns ist eine gewisse Freiheit der Gestaltung verbunden. Der Gemeinde 
steht somit bei der weiteren Ausplanung der Bebauungspläne ein Spielraum zur Verfügung, soweit 
die Grundkonzeption des Flächennutzungsplans für den engeren Bereich des Bebauungsplans nicht 
angetastet wird . In Zweifelsfällen sollte eine Änderung des Flächennutzungsplans betrieben werden. 
Wird der zulässige Rahmen überschritten, muss der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren, ge­
ändert oder ergänzt werden. 

Der Bebauungsplan kann in gewissen Grenzen von den Darstellungen abweichen , und zwar von Art 
und Maß innerhalb der jeweiligen flächenmäßigen Darstellung als auch von den räumlichen Abgren­
zungen. Abweichungen müssen sich aus dem - im Verhältnis zwischen Flächennutzungsplan und 
Bebauungsplan vorliegenden - Übergang in eine stärker verdeutlichende Planstufe rechtfertigen, 
und der Bebauungsplan darf trotz der Abweichung der Grundkonzeption des Flächennutzungsplans 
für den engeren Bereich nicht widersprechen. Für die Beurteilung der Frage, ob noch ein Entwickeln 
vorliegt, sind die Umstände des Einzelfalls maßgeblich. Das BVerwG sieht eine geringfügige Abwei­
chung in den genannten Verhältnissen als im Rahmen des Entwickelns liegend an; die Geringfügig­
keit soll nach der Gewichtigkeit iS einer Quantität und Qualität - in letzterer Beziehung im Hinblick 
auf die Art der Fläche und ihre Bedeutung (Funktion, Wertigkeit) im städtebaulichen Gefüge - beur­
teilt werden. In der Regel gehört von der zum Bebauungsplan einzuhaltenden Grundkonzeption des 
Flächennutzungsplans die Zuordnung der einzelnen Bauflächen zueinander und zu den von Bebau­
ung freizuhaltenden Gebieten. So hat das BVerwG in der Entscheidung vom 28. 2. 1975 4 C 74.72, 
die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets und eines Gewerbegebiets auf einer im Flächen­
nutzungsplan als Grünfläche bzw. als Fläche für die Landwirtschaft dargestellten Fläche nicht mehr 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt angesehen. 

Nach alledem ist hier der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren nach § 8 Absatz 3 Satz 1 
BauGB zu ändern, da sich hier eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage in ein Son­
dergebiet entwickeln soll und sich somit die Grundkonzeption des Flächennutzungsplans ändert. 
Dies hatten wir dem Planungsbüro bereits mit E-Mail vom 15.10.2024 mitgeteilt. 

Bereits seit den Änderungen des Baugesetzbuchs von 2004 und 2011 ist eindeutig geregelt, dass 
sich auch die Stadtentwicklung an den Zielen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung orientie­
ren soll und dies zu einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung gehört (§ 1 Abs.5 BauGB). Kli­
maschutz ist nicht nur ein unverbindliches Planungsziel. Vielmehr sind in der Bauleitplanung gem. § 
1 Abs. 6 BauGB die "Nutzung erneuerbarer Energien" und die "sparsame und effiziente Nutzung 
von Energie" im Rahmen des Abwägungsgebots zu berücksichtigen. 
"In der Abwägung zu berücksichtigen" bedeutet aber auch, dass neben dem Kriterium des Klima­
schutzes eine Vielzahl weiterer Belange, die § 1 Abs. 6 BauGB nennt, in der Planung zu beachten 
sind. Diese Belange sind gem. § 1 Abs. 7 BauGB gerecht gegeneinander und untereinander abzu­
wägen. 
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Von den Schwerpunkten können dies z.B . sein: 

Kompakte Baukörper, Südorientierung und Besonnung (passive und aktive Sonnenenergie­
nutzung) (§ 9 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB) 
Zentrale Energieversorgung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB) 
Verwendung von Energieträgern (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) 
Maßnahmen für erneuerbare Energien oder Kraft-Wärme-Koppelung (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b 
BauGB) 
Wärmedämmmaßnahmen und Wärmebedarfswerte (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i.V. m. § 3 
Abs. 1 BImsehG) 

• Dach- und Fassadenbegrünungen u.a. zu positiven Wirkungen auf das Kleinklima, den Was­
ser-haushalt sowie zur Verbesserung der Effizienz von Photovoltaikanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 
25 BauGB) 
Flächensparende Siedlungsformen und Vermeidung von Flächenversiegelungen (siehe Bo­
den-schutzklausel § 1 a Abs. 2 S. 1 BauGB 
Anschluss- und Benutzerzwang an öffentliche Nah- oder Fernwärmenetze (§ 16 EEWärmeG, 
§ 9 Abs. 4 BauGB) 

• Städtebauliche Verträge zu Bebauungsplänen zu Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft im 
Bereich Klimaschutz (§ 11 Abs. 1 Nr. 4 und 5 BauGB) 

Die Themen Klimaschutz und Klimaanpassung sollten generell ein eigenes Fachkapitel in der Be­
gründung zum Bebauungsplan erhalten, worin die jeweiligen Inhalte, Optionen und Maß'nahmen 
für den gesamten Bereich des Plangebietes diskutiert werden. 

Grundsätzlich besteht generell die materielle Anpassungspflicht an die Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung . Hierzu empfehlen wir die Vereinbarkeit der Planung mit den Erfordernissen der 
Raumordnung abzuklären . Hierunter fällt auch der sich in Aufstellung befindlichen Regionalplan. Zu­
ständige Raumordnungsbehörde ist hierfür die Landesdirektion Sachsen. In der eingereichten Be­
gründung wurden hier keine Aussagen getroffen. 

Es wird empfohlen, die Satzung (erforderlicher Satzungstext mit Ausfertigungsvermerk usw.) hin­
sichtlich der Einhaltung ihrer Anforderungen frühzeitig im Verfahren mit dem Kommunalaufsichtsamt 
unseres Hauses abzustimmen. Ein Satzungstext wurde zum jetzigen Zeitpunkt in die Planzeichnung 
nicht eingearbeitet. 

Für Fragen steht Herr Rink, Tel. 03741 300-1990, E-Mail: rink.sebastian@vogtlandkreis.de zur Ver­
fügung . 

Wirtschaftsförderung und Tourismus 

Gegen die Änderung des Bebauungsplanes bestehen seitens der Bereiche Wirtschaftsförderung 
und Tourismus keine Einwände. 

Grundsätzlich wird das Vorhaben der Stadt Bad Elster befürwortet. Im Zuge der Realisierung des 
Vorhabens werden zwei wichtige Unternehmungen in Bad Elster unterstützt. Arbeitsplätze werden 
gesichert und neue geschaffen. Außerdem dient die Maßnahme der Standortsicherung und ermög­
licht eine stabile Ausrichtung beider Unternehmen. 

Aus touristischer Sicht ist die Aufwertung/der Ausbau des überregional bekannten und beliebten 
Kur- und Erholungsort Bad Elster ausdrücklich zu begrüßen. Das Staatsbad nimmt einen sehr ho­
hen Stellenwert in der Tourismuslandschaft des Vogtlandes ein und trägt entscheidenden zu einer 
positiven Wahrnehmung der Region nach außen dar. 
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Im Hinblick auf die Vermarkung des möglichen Hotelneubaus und ggf. die bauliche Anpassung an 
Standards zur Klassifizierung/Zertifizierung ist eine Abstimmung mit dem Tourismusverband Vogt­
land eV. angeraten. Dadurch können bestehende Vermarktungs- und Buchungskanäle sowie 
Markanalysen genutzt werden und die baulichen Anlagen ggf. den touristischen Anforderun­
gen/Nachfragen angepasst werden. 

Für Fragen stehen Frau Zöllner-Würfel , Tel. 03741 300-1076, E-Mail : zoellner-wuerfel.isabel@vogt­
landkreis.de sowie Frau Strauß, Tel. 03741 300-1072, E-Mail : strauss.susan@vogtlandkreis.de zur 
Verfügung. 

Forstwirtschaft 

Seitens der Forstbehörde gibt es folgende Anmerkungen zur vorgelegten Änderung des Bebau­
ungsplanes: 

Im Südosten an der Geltungsbereichsgrenze grenzt Wald gemäß § 2 Sächsisches Waldgesetz 
(SächsWaldG) an. Entsprechende Regelungen bezogen auf den Abstand von Gebäuden zu Wald 
sind bereits im genehmigten Bebauungsplan festgelegt. Diese sind auf die Baufelder von S03 und 
S04 zu übertragen. 

Für das S01 werden keine weiteren forstrechtlichen Belange des SächsWaldG berührt. 

Für Fragen steht Frau Ulbrichova, Tel. 03741 300-1978, E-Mail: ulbrichova.vlasta@vogtlandkreis.de 
zur Verfügung. 

Naturschutz 

Die eingereichten Unterlagen sind derzeit noch unvollständig. 

1. Es ist ein Artenschutzfachbeitrag zu erstellen. Soweit erforderlich sind daraus Vermeidungsmaß­
nahmen sowie vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen abzuleiten. 

Das Erfordernis der Erstellung eines Artenschutzfachbeitrages v. a. für die zur Nutzungsänderung 
vorgesehene Teilfläche des Flurstückes Nr. 3/7, Gemarkung Bad Elster ergibt sich aus den gesetzli­
chen Bestimmungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 44 Abs. 5 BNatSchG. Die Verbotstatbe­
stände des Artenschutzes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG für besonders geschützte und bestimmte an­
dere Tier- und Pflanzenarten durch die Umgestaltung dieser Fläche von einer Grünfläche zu einer 
bebauten Fläche dürfen nicht verletzt werden. Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es u. a. verboten, 
wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören und Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 
Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG liegt das Tötungs- und Verletzungsverbot nach § 44 Absatz 1 Nummer 
1 BNatSchG nicht vor, wenn die Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tö­
tungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und diese 
Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten Schutzmaßnahmen nicht 
vermieden werden kann . Ggf. sind somit Vermeidungsmaßnahmen abzuleiten und festzusetzen. 
Gleichsam liegt das Verbot der Zerstörung , Beschädigung oder Entnahme von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur nach § 44 Ab­
satz 1 Nummer 3 BNatSchG nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder 
Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin 
erfüllt wird. Soweit erforderlich, können dazu auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgelegt 
werden. Ggf. sind daher vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festzusetzen. 
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2. Es ist eine Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung zu erstellen sowie daraus entsprechende Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen abzuleiten. 

Im Zuge der Änderung des Bebauungsplanes sind naturschutzrechtlich geeignete Flächen oder 
Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1 a Absatz 3 BauGB festzusetzen , die den zu erwarten­
den Eingriffen zugeordnet und vom Eingriffsverursacher oder von einem von ihm Beauftragten um­
gesetzt werden und die entstehenden erheblichen Beeinträchtigungen der Leistungs- und Funkti­
onsfähigkeit des Naturhaushalts ökologisch kompensieren. 

§ 1 a Abs. 3 BauGB bestimmt, dass die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur­
haushalts in seinen in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a BauGB bezeichneten Bestandteilen 
(Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 BauGB 
zu berücksichtigen sind. 
Im vorliegenden Fall besteht der zu erwartende Eingriff in die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts v. a. in der Umgestaltung einer Teilfläche des Flurstückes Nr. 3/7, Gemarkung Bad 
Elster von einer Grünfläche zu einer bebauten Fläche. Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes sind die Eingriffe aus Gründen des Platzmangels voraussichtlich nicht aus­
gleichbar. § 9 Abs. 1 a BauGB räumt jedoch die Möglichkeit ein, dass die Festsetzungen von Flä­
chen oder Maßnahmen zum Ausgleich auch an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen kön­
nen. Aufgrund der genannten Zwangslage kann im vorliegenden Fall hiervon Gebrauch gemacht 
werden. 
Die festzusetzenden Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1 a Absatz 3 setzen 
voraus, dass sie naturschutzrechtlich geeignet sind, um den vollständigen ökologischen Ausgleich 
erfüllen zu können. Gleichsam obliegt dem Eingriffsverursacher die Verpflichtung , die festgesetzten 
Maßnahmen zum Ausgleich bis zur Beendigung des Eingriffs oder unmittelbar danach umzusetzen 
oder einen Dritten zu beauftragen, der für ihn die Umsetzung durchführt. 

Hinweis 

Das Plangebiet befindet sich nicht im Landschaftsschutzgebiet "Oberes Vogtland" . Die anders lau­
tende Aussage im Begründungsteil zur 1. Änderung des Bebauungsplanes ist daher zu korrigieren. 
Die Grenzen des Landschaftsschutzgebietes sind auf dem Geoportal des Vogtlandkreises 
https:l/geoportal.vogtlandkreis.de/ unter Themen/Natur und UmweltiNaturschutziSchutzge­
biete/Landschaftsschutzgebiete einsehbar. 

Für Fragen steht Frau Fuchs, Tel. 03741 300-2137, 
E-Mail : fuchs.leanka@vogtlandkreis.de zur Verfügung. 

AbfallrechtlBodenschutz 

Es bestehen bodenschutzrechtliche Bedenken gegen das Vorhaben . 

Um diese Bedenken auszuräumen, müssen zuvor die folgenden Fragestellungen der Unteren Was­
serbehörde geklärt werden (siehe dazu auch Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde), da diese 
unmittelbar mit der Bodenfunktionalität vor Ort verbunden sind: 

Bleiben der Hochwasserabfluss und die Wasserstandhöhe unbeeinflusst? 
Bleibt die Hochwasserrückhaltung weitestgehend unbeeinträchtigt und kann der Verlust von ver­
lorengehendem Rückhalteraum im notwendigen Umfang ausgeglichen werden? 
Ist davon auszugehen, dass der vorhandene Hochwasserschutz weiterhin erhalten bleibt? 

Gemäß § 1 BBodSchG sollen Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen bei Einwirkun­
gen auf den Boden weitestgehend vermieden werden. Gemäß § 4 Abs. 1 BBodSchG (Vorsorge­
pflicht) dürfen keine schädlichen Bodenveränderungen durch Bodeneinwirkungen (Baumaßnahmen) 
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hervorgerufen werden . Im o. g. Fall würde eine Beeinträchtigung des Wasserabflusses, des Was­
serrückhalteraumes und des Hochwasserschutzes eine starke Beeinträchtigung der am Ort vorhan­
denen Bodenfunktionalität bedeuten und dem zu Folge eine schädliche Bodenveränderung gemäß 
des genannten § 4 BBodSchG hervorrufen. Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 
3 BBodSchG sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche 
Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 
Dementsprechend sind Vorhaben, die eine solche schädliche Bodenveränderung hervorrufen könn­
ten, aus bodenschutzrechtlicher Sicht abzulehnen. 

Für Fragen steht Frau Beyer, Tel. 03741 300-2176, 
E-Mail: beyer.lisa@vogtlandkreis.de zur Verfügung. 

WasserwirtschaftlWasserrecht 

Die vorgelegten Unterlagen zur Änderung / Erweiterung des Bebauungsplans sind nicht abschlie­
ßend prüffähig . Es fehlen wesentliche, genehmigungsrelevante Unterlagen zu wasserwirtschaftli­
chen Sachverhalten in Wasserschutzgebieten. Die Planunterlagen sind dahingehend zu ergänzen 
bzw. zu ändern und erneut zur Prüfung vorzulegen. 

Wasserbaufachlich 
Die Fläche des Sondergebietes überdeckt die Weiße Elster (GWK: 566 1137) mit Ihrem Gewässer­
randstreifen vollständig. Dieser Schutzstreifen dient der Erhaltung und Verbesserung der ökologi­
schen Funktion oberirdischer Gewässer, der Wasserspeicherung, der Sicherung des Wasserabflus­
ses sowie der Verminderung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen. Im Zusammenhang bebauter 
Ortschaften beträgt der Gewässerrandstreifen entsprechend der §§ 38 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) und 24 Abs . 2 Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) 5 m ab Böschungsoberkante. Der 
Gewässerrandstreifen ist von baulichen Anlagen und sonstiger Anlagen freizuhalten. Dieser ist in 
Folge als Grünfläche, die von Bebauung freizuhalten ist, auszuweisen. Die Weiße Elster ist als Was­
serfläche auszuweisen. 

Das Sondergebiet überschneidet sich zum Teil mit dem festgesetzten Überschwemmungsgebiet der 
Weißen Elster (U-566 1004). Gemäß § 78 Abs. 1 WHG ist die Ausweisung neuer Baugebiete im Au­
ßenbereich in Bauleitplänen oder in sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch in festgesetz­
ten Überschwemmungsgebieten untersagt. Nach § 78 Abs. 2 WHG kann die zuständige Behörde 
abweichend von Absatz 1 Satz 1 WHG die Ausweisung neuer Baugebiete ausnahmsweise zulas­
sen, wenn 

1. keine anderen Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder geschaffen werden kön­
nen, 

2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet angrenzt, 
3. eine Gefährdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche Sachschäden nicht zu erwarten 

sind , 
4. der Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes nicht nachteilig beeinflusst werden, 
5. die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt und der Verlust von verloren gehendem Rück-

halteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird, 
6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beeinträchtigt wird , 
7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind, 
8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und 
9. die Bauvorhaben so errichtet werden , dass bei dem Bemessungshochwasser nach § 76 Absatz 

2 Satz 1, das der Festsetzung des Überschwemmungsgebietes zugrunde liegt, keine baulichen 
Schäden zu erwarten sind. 

Bei der Prüfung der Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 3 bis 8 sind auch die Auswirkungen 
auf die Nachbarschaft zu berücksichtigen. 
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Im Textteil des BBP wird lediglich von einer hochwasserangepassten Bauweise gesprochen, Aus­
führungen dazu sowie zu den anderen Prüfkriterien liegen im BBP nicht vor und sind nachzureichen, 
Das festgesetzte Überschwemmungsgebiet ist in den Bebauungsplan nachrichtlich zu übernehmen. 
Die Fläche für den Bereich SO 1, Boutique - Hotel, die sich mit dem festgesetztem Überschwem­
mungsgebiet überschneidet, ist als Gebiet auszuweisen, in welchem bei der Errichtung baulicher 
Anlagen bestimmte bauliche oder technische Maßnahmen getroffen werden müssen, die der Ver­
meidung oder Verringerung von Hochwasserschäden, einschließlich Schäden durch Starkregen, 
dienen sowie die Art dieser Maßnahmen. 

Der Standort des BBP befindet sich auch innerhalb des Hochwasserrisikogebietes der Weißen Els­
ter. Dies entspricht dem Gebiet, was bei Extremhochwasser überflutet wird. Grundlage für die Aus­
dehnung der Gebiete bilden hydraulische Berechnungen, welche im Rahmen der Erstellung der 
Hochwasserschutzkonzeption (HWSK) im Jahr 2004 durchgeführt wurden. 

Gemäß § 78b Abs. 1 Nr. 2 WHG sollen bauliche Anlagen in Hochwasserrisikogebieten nur in einer 
dem jeweiligen Hochwasserrisiko angepassten Bauweise errichtet oder wesentlich erweitert werden. 
Sich überschneidende Flächen mit dem Risikogebiet sind als Gebiet auszuweisen, in welchem bei 
der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte bauliche oder technische Maßnahmen getroffen wer­
den müssen, die der Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschäden, einschließlich Schä­
den durch Starkregen dienen sowie die Art dieser Maßnahmen. 

Heilwasserschutz 
Das Vorhabengebiet befindet sich vollständig in der qualitativen Schutzzone 11 und der quantitativen 
Schutzzone Ades Heilquellenschutzgebiets Bad Brambach - Bad Elster. Es gelten die Regelungen 
der Verordnung des Vogtlandkreises über die Neufestsetzung des Heilquellenschutzgebietes für die 
staatlich anerkannten Heilquellen in Bad Brambach und Bad Elster (HQSG-VO). 

In der eingereichten Planung wurde nicht auf die Belange des Heilwasserschutzes eingegangen. 
Gemäß § 4 Nr. 2 HQSG-VO ist bei flächenhaften Eingriffen in den Untergrund, auch wenn sie dem 
Kurbetrieb dienen, die Unbedenklichkeit des Eingriffes im Vorfeld durch ein geologisches/ hydrogeo­
logisches Standortgutachten nachzuweisen. 

Gemäß dem dazugehörigen Vorbescheid ist für den Neubau eine Bohrpfahlgründung vorgesehen. 
Gemäß § 4 Nr, 1 HQSG-VO sind punktuelle Erdaufschlüsse jeder Art verboten, sofern sie nicht zur 
Überwachung des Grundwassers bzw. der Heilwasservorkommen erforderlich sind. Dies ist vorlie­
gend nicht gegeben. Durch das Einbringen der Pfähle bis zu einer tragfähigen Boden- bzw. Ge­
steinsschichten stehen diese in unmittelbarem Kontakt mit den Heilwässern und können daher Aus­
wirkungen auf die Wasserbeschaffenheit haben. Des Weiteren ist davon auszugehen, dass das in 
Kontakt mit den Pfählen stehende Wasser die Pfähle angreift. Um dies zu vermeiden, müssten 
Stoffe zum Einsatz kommen, die sich ebenso negativ auf die Wasserbeschaffenheit auswirken kön­
nen. Damit ist diese Art von Gründung unzulässig. 

Ferner soll auf dem bestehenden Parkhaus eine Überdachung über die oberste Bestandsparkebene 
errichtet werden und dies vollflächig mit Photovoltaik bzw. einer Photothermie-Anlage bestückt wer­
den. Gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 3.01 HQSG-VO ist in der qualitativen Schutzzone II die Errichtung von 
Anlagen zum Verwenden von wassergefährdenden Stoffen verboten. Unabhängig davon dürfen be­
reits nach § 49 Abs. 1 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV) derartige Anlagen in den engeren Schutzzonen nicht errichtet werden. 

Entwässerung 
Obwohl die nachweislich gesicherte Ableitung von Schmutz- und Niederschlagswasser genehmi­
gungserheblich für die geplante Erweiterung des Plangebietes ist, sind dazu keine ausreichend prüf­
fähigen Angaben oder Darstellungen enthalten. 
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Wegen der gesonderten Genehmigungsbedürftigkeit aller Entwässerungsanlagen in einem Wasser­
schutzgebiet kann die Zustimmung zur Erweiterung nur für den Fall in Aussicht gestellt werden, 
dass dem Planentwurf eine regelgerechte Entwässerungsplanung (Genehmigungsplanung) für 
Schmutz- und Regenwasser des Erweiterungsbereiches beigefügt und diese seitens der UWB als 
genehmigungsfähig bewertet wird. 
Die Einbeziehung eines befähigten Entwässerungsplaners wird dringend angeraten 

Hinweise 

Nach Prüfung des dazugehörigen Vorbescheides wird das Hotel entsprechend den Plan unterlagen 
mittels Aufständerung hochwasserangepasst geplant. Wie viele Stützen notwendig sind, ist in den 
Planunterlagen aktuell nicht ersichtlich. 
Für das Vorhaben sollen im festgesetzten Überschwemmungsgebiet Geländeauf- und -abtragungen 
erfolgen. Ob sich diese volumenmäßig aufheben, ist nicht ersichtlich. 
Im Zusammenhang mit der Errichtung des Hotels werden Treppen im festgesetzten Überschwem­
mungsgebiet errichtet. Diese können den schadlosen Hochwasserabfluss behindern und sind daher 
außerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes anzuordnen. 

Für Fragen steht Herr Kunze, Tel. 03741 300-2110, E-Mail : kunze.mirko@vogtlandkreis .de 
zur Verfügung. 

Immissionsschutz 

Die Planänderung hat mit der Ausdehnung bebaubarer Sonderflächen im Geltungsbereich des Be­
bauungsplanes eine nachteilige Veränderung der bisherigen Geräuschimmissionssituation am Plan­
standort zur Folge. 

Durch das bauliche Heranrücken einer immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftigen 
Anlage auf der Sonderfläche SO 1 (Boutique Hotel) an die Bebauungen der Bahnhofstraße müssen 
unter Beachtung der nicht bekannten Geräuschimmissionsvorbelastung anderer bereits vorhande­
ner Anlagen nach TA Lärm im Planbereich, Maßnahmen zur Geräuschminderung getroffen werden, 
da ansonsten insgesamt unzulässige Richtwertüberschreitungen zu besorgen sind . 

Zur Bauleitplanung liegt bisher keine umfassende schalltechnische Untersuchung hinsichtlich immis­
sionsschutzrechtlicher Festsetzungen vor. 

Bauliche, technische oder organisatorische Lärmminderungsmaßnahmen sind dabei maßgeblich. 

Hinweis 

Der baurechtliehe Antrag auf Vorbescheid zu Errichtung und Betrieb des König Albert Boutique Ho­
tels ist immissionsschutzrechtlich parallel bereits geprüft worden. 

Dabei wurde festgestellt, dass die Beurteilungspegel der Anlagengeräuschimmissionen des Bou­
tique Hotels die reduzierten Immissionsrichtwerte (IRW"Außen") von 49 dB(A) tags und 34 dB(A) 
nachts an den schutzwürdigen Räumen der Gebäude Bahnhofstraße 3 - 13 nicht überschreiten dür­
fen. Für das anstehende Baugenehmigungsverfahren muss daher vom Bauherrn eine Schallimmis­
sionsprognose vorgelegt werden. 

Für Fragen steht Frau Weiße Tel. 03741 300-2195, E-Mail : weisse.antje@vogtlandkreis.de. zur Ver­
fügung . 
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Kreisstraßenbau 

Kreisstraßen sind nicht betroffen. 

Das Landesamt für Straßen bau und Verkehr (LASuV) ist am Planverfahren zu beteiligen. 

Die Radverkehrskonzeption des Vogtlandkreises 2017 ist im Planverfahren einzubeziehen. 
Das aktuell bestehende Radverkehrsnetz (mit Radrouten etc.), welches dem Landratsamt Vogtland­
kreis gemeldet wurde (ggf. abweichend von der Radverkehrskonzeption Vogtlandkreis 2017), ist im 
Geoportal des Vogtlandkreises einsehbar und bei der weiteren Bearbeitung zur 1. Änderung des 
Bebauungsplanes "Südliche Bahnhofstraße", Bad Elster" zu berücksichtigen. 

Für Fragen steht Herr Maul , Tel. 03741 300-2321 , E-Mail : maul.alexander@vogtlandkreis.de 
zur Verfügung . 

Verkehrslenkung und -sicherung 

Gegen die Änderung zum Bebauungsplan bestehen aus verkehrsbehördlicher Sicht vom Grundsatz 
her keine Einwände. 
Nachstehend genannte Hinweise sind jedoch bei der weiteren Ausführungsplanung zu berücksichti­
gen: 

Die direkte geplante Verkehrserschließung ist aus dem Vorentwurfsplan vom Stand November 2024 
nicht eindeutig entnehmbar. 
Das geplante Hotel erzeugt zwangsläufig Infrastrukturbedarf an Parkplätzen. Inwieweit das vorhan­
dene Parkhaus den zusätzlichen Bedarf abdecken kann , vermag der Betreiber des Parkhauses am 
besten einschätzen können. 
Auch die geplante Zahnarztpraxis wird einen Parkplatzbedarf für Personal und Patienten erfordern. 
Ob der Wirtschaftsverkehr zum neuen Hotel rückwärtig erfolgt oder über eine Fahrschleife vor dem 
Hotel ist den Unterlagen nicht entnehmbar. 
Anhand des Planes sind 3 neue Zufahrten/Ausfahrten eingezeichnet. Auf die im Bestand befindliche 
Bushaltestelle wird unsererseits hingewiesen. 

Eine abschließende Beurteilung zur geplanten Verkehrserschließung im Plangebiet (siehe Punkt 
4.2) wird erst nach Vorlage von detaillierten Planungen erfolgen. 

Für Fragen steht Frau Ast, Tel. 03741 300-2810, E-Mail : ast.constanze@vogtlandkreis.de unter An­
gabe Reg. Nr. 2025U00005 zur Verfügung. 

Kampfmittelbelastung 

Hinsichtlich einer möglichen Kampfmittelbelastung aus der Zeit bis 1945 wird Folgendes mitgeteilt: 

Das Vogtland , insbesondere die Stadt Plauen, und u. a. auch Flächen in der Nähe des angefragten 
Bereiches wurden während des 2. Weltkrieges von mehr als 14 Bombenangriffen heimgesucht. Kon­
krete Hinweise über zu erwartende Kampfmittelfunde im angefragten Baubereich liegen nach Aus­
wertung der dem Landratsamt Vogtlandkreis vorliegenden Unterlagen, einschließlich der von der Lan­
despolizeidirektion Zentrale Dienste Sachsen, Fachdienst Kampfmittelbeseitigung übergebenen Un­
terlagen jedoch nicht vor. 

Sollten bei der Bauausführung Kampfmittel zu Tage treten , sind Sie verpflichtet diesen Fund unver­
züglich der nächstgelegenen Polizeidienststelle oder Ortspolizeibehörde anzuzeigen (§ 3 Kampfmit­
teiverordnung) . 
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Das Betreten der FundsteIle ist verboten (§ 4 Kampfmittelverordnung) . Wer vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen die §§ 3 und 4 der Kampfmittelverordnung verstößt, handelt ordnungswidrig und kann mit einer 
Geldbuße bestraft werden . 

Die Bauausführenden sind auf diesen Umstand hinzuweisen und zu belehren. 

Für Fragen steht Herr Leiner, Tel. 03741 300-2516, E-Mail: leiner.jonas@vogtlandkreis.de zur Ver­
fügung . 

IV. Hinweise 

Weitere Auflagen, die sich im öffentlichen Interesse als notwendig erweisen sollten, bleiben vorbehal­
ten. 

Diese Stellungnahme gilt nicht als Genehmigung im Sinne des Rechtsverfahrens und ersetzt keine 
Abstimmung und Fachgenehmigung, die bei der weiteren Planung und Realisierung der Maßnahme 
zu erbringen sind. 

Das Landratsamt Vogtlandkreis ist über das Abwägungsergebnis in Kenntnis zu setzen (Protokollaus­
zug). 

Im Falle einer Veröffentlichung der Stellungnahme sind aus Datenschutzgründen die unmittelbaren 
Ansprechpartner mit Verbindungsdaten unkenntlich zu machen, d.h. zu schwärzen oder ganz zu ent­
fernen . 

Im Auftrag 

M~~Päßler 
At eiterin 

Verteiler 
beteiligung@staedtebau-chemnitz.de 


